
„Euthanasie“: Krankenmorde im Deutschen
Reich und in den besetzten Ostgebieten

„Betr. Verlegung von Geisteskranken“:
Anweisungen zur Verlegung der
Patienten in andere Heil- und Pflege-
anstalten, die für sie den sicheren Weg
in den Tod bedeutete.

Quelle: Walter, Bernd, Psychiatrie und Gesellschaft in der Moderne, Paderborn 1996

Diese Übersichtskarten zeigen nicht
die kirchlichen Heil- und Pflegeanstal-
ten. Aber auch alle Heil- und Pflege-
anstalten in kirchlicher Trägerschaft
beteiligten sich an der Selektion und/
oder Verlegung ihrer Patienten in die
Tötungsanstalten.

Quelle: Schröder, Folkert. 1990

Die beiden Übersichtskarten machen deut-
lich, dass sich die Orte der Selektion über
das ganze Reich und seine eroberten
Gebiete erstreckten. Da es bislang keine
Karte mit allen an den Krankenmorden
beteiligten Anstalten und Kliniken gibt, lässt
sich durch sie das Netz der miteinander
kooperierenden Einrichtungen aber erahnen.

Die Menschen in den Heil- und Pflege-
anstalten, den kirchlichen und kommunalen
Einrichtungen erhielten immer weniger
Nahrung. Es galten für Sie nur noch Nütz-
lichkeitserwägungen. Vor Kriegsausbruch
und dem Beginn der „Euthanasie“ erhielten
die Patienten gerade soviel Nahrung, dass
sie am Leben blieben. Man unterschied die
noch leistungsfähigen akut Kranken, die
nach erfolgter Zwangssterilisation noch
außerhalb der Anstalten arbeitsfähig waren,
sowie die arbeitsfähigen chronisch kranken
Patienten, die in den Heil- und Pflege-
anstalten verwahrt wurden, um mit ihrer
Arbeitskraft die Selbstversorgung der
Anstalten zu gewährleisten. Und man unter-
schied jene arbeitsunfähigen und chronisch
Kranken, die zudem pflegebedürftig waren
und nach der NS-Ideologie als „Ballast-
existenzen“ galten und mit Minimalst-
aufwand versorgt wurden. Ab 1939 wurden
sie in den Gasmordanstalten durch die
„Euthanasie“-Maßnahmen getötet und spä-
ter, nach dem so genannten „Euthanasie“-
Stopp (1941), ließ man diese Menschen 
verhungern.

Quelle: HStArchiv NRW, Ger. Rep. 372/158 

Die Verlegung in „Zwischenanstalten“ diente
zur Sammlung der Opfer für den Transport in
die Tötungsanstalten.

Am 1. September 1939, dem Beginn des
zweiten Weltkriegs, erließ Hitler den so
genannten „Euthanasie“-Erlass, der symbol-
trächtig von Oktober auf den Kriegsbeginn
rückdatiert wurde. Durch ihn wurde es 
Ärzten erlaubt, Menschen aufgrund ihres

„Gesundheitszustands“ zu töten. Im Staats-
innern begann die systematische Vernichtung
der missliebigen Bevölkerung und nach
Außen der Vernichtungskrieg der Wehr-
macht.

© Bund der "Euthanasie"-Geschädigten und Zwangssterilisierten e.V., Detmold



Der Reichsarbeitsgemeinschaft (RAG) waren
die Sonderstandesämter mit ihren Trostbrief-
abteilungen zugeordnet. Der Reichsarbeits-
gemeinschaft Heil- und Pflegeanstalten oblag
außerdem die Abrechnung der Pflegegelder,
die für die zu Tötenden von den Angehörigen
zu zahlen waren. Aus Habgier wurden so die
Todesdaten manipuliert und vom nationalso-
zialistischen Staat Gewinne in Millionenhöhe
gemacht.

Viele Menschen wurden Opfer medizinischer
Forschung. Sie wurden beforscht, getötet und
als medizinisches Objekt seziert und weiter-
beforscht. Im Rahmen der „T4“-Aktionen,
aber auch danach, töteten die Ärzte syste-
matisch ihre Opfer zu Forschungszwecken.

Die Tötungsanstalten waren: Brandenburg,
Bernburg, Pirna Sonnenstein, Hadamar,
Grafeneck, Hartheim/Linz.

Innerhalb kurzer Zeit wurden in den Tötungs-
anstalten 70 000 Menschen ermordet. Sie
waren in den Selektionsmechanismus geraten,
und ihre „Verlegung“ in bestimmte Anstalten
bedeutete für sie den sicheren Tod durch
Vergasung.

In der zweiten Phase der „Euthanasie“,
nach dem so genannten „Euthanasie“-Stopp,
wurden die Morde an über 200 000 Menschen
dezentral in ca. 100 Heil- und Pflegeanstalten
bis 1945 durch gezieltes Verhungernlassen und
Giftinjektionen fortgesetzt. In dieser Phase
wurde schon ein großer Teil der Ärzte ins
General-Gouvernement (Polen) zur Selektion in
den Vernichtungslagern Auschwitz, Belzec,
Sobibor und Treblinka versetzt.

„Euthanasie“:
Staatlich organisierte Tötungen

Quelle: Folkert Schröder 1990, 2003

Tiergartenstraße 4, Berlin
Zentrale der „T4“-Aktion

Egal wo die traumatisierten Kinder nach
dem Tod des Elternteils untergebracht wur-
den, sie entgingen der erbbiologischen
Begutachtung nicht. Auch sie galten – wie
ihre getöteten Eltern – als erbkrank im Sinne
von „behindert sein“ und ihre spätere
Sterilisation war behördlicherseits schon vor-
gesehen. Diese Begutachtungen der Kinder
der Ermordeten sind in Erbgesundheits-
gerichts-Akten und in Berichten der Über-
lebenden („Euthanasie“-Geschädigten)
dokumentiert. Nur ihr Kindesalter schützte
sie vor der sofortigen Durchführung der
Zwangssterilisation und, wenn sie Glück 
hatten, vor der Kinder-„Euthanasie“.

Die von der „T4“-Zentrale an die Heil- und
Pflegeanstalten verschickten Meldebogen
dienten einer „Begutachtung“ der Patienten.
Die Reichsarbeitsgemeinschaft  wertete diese
statistisch aus und selektierte die Menschen
zur Tötung.

Quelle: Merkblatt zum Ausfüllen der Meldebogen.
Archiv des Erzbistums Köln.

Nach dem „Euthanasie“-Erlass erweiterte
sich der Personenkreis der zwangsweise in die
Heil- und Pflegeanstalten verbrachten
Menschen. Getötet wurden:
! Psychisch und physisch Kranke und

Behinderte 
! Sinti und Roma 
! Juden 
! Bettler 
! „Asoziale“
! Prostituierte 
! Homosexuelle
! Deserteure
! Politisch unliebsame Menschen 
! Kranke Zwangsarbeiter (die in der ersten

Kriegsphase in ihre Heimatländer zurück-
geschickt wurden tötete man in der 
zweiten Phase)

! Kriegsopfer (Soldaten)
! Bombenopfer
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